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Niederschrift 
über die 53. öffentliche Sitzung 
des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen 
am Mittwoch, 20. Januar 2021, 17:00 Uhr 
im Sitzungssaal der Stadtverordneten, Rathaus, Kassel 
 
 
Anwesende:  
 
Mitglieder 
Volker Zeidler, Vorsitzender, SPD 
Dominique Kalb, 1. stellvertretender Vorsitzender, CDU 
Anke Bergmann, Mitglied, SPD 
Wolfgang Decker, Mitglied, SPD 
Sascha Gröling, Mitglied, SPD 
Hermann Hartig, Mitglied, SPD 
Patrick Hartmann, Mitglied, SPD 
Wolfram Kieselbach, Mitglied, CDU 
Dr. Michael von Rüden, Mitglied, CDU 
Dr. Norbert Wett, Mitglied, CDU 
Dieter Beig, Mitglied, B90/Grüne 
Eva Koch, Mitglied, B90/Grüne (Vertretung für Vanessa Gronemann) 
Steffen Müller, Mitglied, B90/Grüne (Vertretung für Boris Mijatovic) 
Gerhard Gerlach, Mitglied, AfD 
Michael Werl, Mitglied, AfD 
Mirko Düsterdieck, Mitglied, Kasseler Linke 
Lutz Getzschmann, Mitglied, Kasseler Linke 
Volker Berkhout, Mitglied, Piraten 
Dr. Bernd Hoppe, Mitglied, Freie Wähler (WfK) (Vertretung für Andreas Ernst) 
 
Teilnehmer mit beratender Stimme 
Chuks-Lewis Samuel-Ehiwario, Vertreter des Ausländerbeirates 
Klaus Hansmann, Vertreter des Behindertenbeirates, parteilos 
 
Magistrat 
Christian Geselle, Oberbürgermeister, SPD 
Ilona Friedrich, Bürgermeisterin, SPD 
Dirk Stochla, Stadtrat, SPD 
Susanne Völker, Stadträtin, parteilos 
Ulrike Gote, Stadträtin, B90/Grüne 
Christof Nolda, Stadtbaurat, B90/Grüne 
 
Schriftführung 
Annika Kuhlmann, Hauptamt - Büro der Stadtverordnetenversammlung 
Thorsten Bork, Hauptamt, Büro der Stadtverordnetenversammlung 
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2 von 31 Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 
Thomas Bergmann, Revisionsamt 
Stefan Rios, Amt für Kämmerei und Steuern 
Timo Vogt, Amt für Kämmerei und Steuern 
 
 
Tagesordnung: 
 
1. Zweckgebundene Mehrerträge und entsprechende 

Mehraufwendungen bzw. Mehreinzahlungen und 
entsprechende Mehrauszahlungen gemäß § 19 GemHVO für 
das Jahr 2020; - Kenntnisnahme Liste Z2 / 2020 - 

101.18.1968 

2. Unterstützung Mehrgenerationenhaus Heilhaus 101.18.1971 
3. Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen der Gemeinde 

Fuldatal und der Stadt Kassel 
101.18.1985 

4. Wirtschaftsplan für das Jahr 2021 für den Eigenbetrieb 
„KASSELWASSER“ sowie Investitionsprogramm und 
Finanzplan für die Jahre 2020 bis 2024 

101.18.1986 

5. Mittelumsetzungen von Haushaltsansätzen aufgrund 
unterjähriger organisatorischer Veränderungen; - 
Kenntnisnahme Liste U2 / 2020 - 

101.18.1988 

6. Landesprogramm Freiwilliges Soziales Schuljahr in Hessen 101.18.1989 
7. Müllheizkraftwerk Kassel GmbH (MHKW) 

Beteiligung an der Gewerbeabfallsortierung GmbH 
101.18.1990 

8. Städtische Werke AG 
Veräußerung der Anteile an der Biogas Müritz Verwaltungs-
und Beteiligungs GmbH 
Veräußerung der Anteile an der Biogas Müritz GmbH u. Co. 
KG 

101.18.1991 

9. Städtische Werke AG 
Veräußerung der Anteile an der Fulda-Eder Verwaltungs-
GmbH 
Veräußerung der Anteile an der Fulda-Eder Energie GmbH u. 
Co.KG 

101.18.1992 

10. Kasseler Verkehrs- und Versorgungs-GmbH 
Gründung der NewCo Inhouse Gesellschaft mbH 

101.18.1993 

11. Kasseler Verkehrs- und Versorgungs-GmbH 
Verlängerung des Konsolidierungsvertrages 

101.18.1994 

12. Geänderte Gesamtabschlussrichtlinie der Stadt Kassel 101.18.1995 
13. Wirtschafts- und Finanzplan für das Geschäftsjahr 2021 

sowie Investitionspro-gramm und Finanzplan für die Jahre 
2020 bis 2024 der Stadtreiniger Kassel 

101.18.2001 

14. Rücknahme der Erhöhung der Aufwandsentschädigungen für 
Ehrenamtliche in der Kasseler Stadtpolitik 

101.18.1847 
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3 von 31 15. Gutachten bezüglich Verstößen in der gewerblichen 
Personenbeförderung 

101.18.1877 

16. Städtische Fahrzeug-Neuanschaffungen nur noch als 
Elektrofahrzeuge 

101.18.1966 

17. Klimanotstand - Entscheidungen der kommunalen 
Selbstverwaltung 

101.18.1972 

18. Kulturpreis und Verein Deutsche Sprache 101.18.1973 
19. Raumbedarf für die Kasseler Stadtverwaltung/Technisches 

Rathaus 
101.18.1974 

20. Aktueller Stand Schulentwicklungsplan 101.18.1998 
21. Umsetzungsstand von Projekten der GWGpro 101.18.1999 
22. Haushaltsklausur 101.18.2000 
23. Förderung der Migrant*innenselbstorganisation 101.18.2012 
24. Jugendarbeit in Rothenditmold sichern 101.18.2013 
25. Förderung der Migrantinnen- und 

Migrantenselbstorganisation 
101.18.2014 

26. Offene digitale Plattform nach DIN Spec 91537 für ein 
Smartes Kassel 

101.18.2015 

27. Software für die Kommunalwahlen 101.18.2019 
28. Homeoffice-Arbeitsplätze 101.18.2020 
 
 Es ist beabsichtigt, nachfolgende Tagesordnungspunkte in nicht öffentlicher 

Sitzung zu behandeln. 
29. Technisches Rathaus am Standort 

Wolfsschlucht/Ständeplatz 
101.18.2021 

 
 
Vorsitzender Zeidler eröffnet die mit der Einladung vom 13. Januar 2021 
ordnungsgemäß einberufene 53. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Finanzen, 
Wirtschaft und Grundsatzfragen, begrüßt die Anwesenden und stellt die 
Beschlussfähigkeit fest. 
 
Zur Tagesordnung 
 
Vorsitzender Zeidler teilt mit, dass er die Tagesordnungspunkte  
19.  Raumbedarf für die Kasseler Stadtverwaltung/Technisches Rathaus 
 Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
 -101.18.1974- 
und 
 
29.  Technisches Rathaus am Standort Wolfsschlucht/Ständeplatz 
 Vorlage des Magistrats 
 -101.18.2021- 
wegen Sachzusammenhangs gemeinsam und damit in nicht öffentlicher Sitzung 
behandeln wird. 
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Stadtverordneter Düsterdieck, Fraktion Kasseler Linke, beantragt den 
Tagesordnungspunkt  
29.  Technisches Rathaus am Standort Wolfsschlucht/Ständeplatz 
 Vorlage des Magistrats 
 -101.18.2021- 
wegen Beratungsbedarfs abzusetzen. 
 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei: 
Zustimmung:  Kasseler Linke, FDP + Freie Wähler + Piraten, WfK 
Ablehnung:  SPD, B90/Grüne, CDU, AfD 
Enthaltung:  -- 
den 
 
Beschluss 
 
Der Geschäftsordnungsantrag der Fraktion Kassel Linke, den Tagesordnungspunkt 
29 betr. Technisches Rathaus am Standort Wolfsschlucht/Ständeplatz, von der 
Tagesordnung abzusetzen, wird abgelehnt. 
 
 
Stadtverordneter Getzschmann, Fraktion Kasseler Linke, teilt mit, dass er den 
Antrag seiner Fraktion 
23.  Förderung der Migrant*innenselbstorganisation 
 Antrag der Kasseler Linke 
 -101.18.2012- 
zurückzieht. 
 
 
Stadtverordneter Kalb, CDU-Fraktion, beantragt, die schriftlichen Antworten zu 
den Anfragen unter den Tagesordnungspunkten 
15.  Gutachten bezüglich Verstößen in der gewerblichen Personenbeförderung 
 Anfrage der AfD-Fraktion 
 -101.18.1877- 
 
17.  Klimanotstand - Entscheidungen der kommunalen Selbstverwaltung 
 Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
 -101.18.1972- 
 
18.  Kulturpreis und Verein Deutsche Sprache 
 Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
 -101.18.1973- 
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 Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
 -101.18.1998- 
 
21. Umsetzungsstand von Projekten der GWGpro 
 Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
 -101.18.1999- 
 
22.  Haushaltsklausur 
 Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 
 -101.18.2000- 
 
26.  Offene digitale Plattform nach DIN Spec 91537 für ein Smartes Kassel 
 Anfrage der Fraktion FDP + Freie Wähler + Piraten 
 -101.18.2015- 
 
27.  Software für die Kommualwahlen 
 Anfrage der Fraktion FDP + Freie Wähler + Piraten 
 -101.18.2019- 
und 
 
28.  Homeoffice-Arbeitsplätze 
 Anfrage der CDU-Fraktion 
 -101.18.2020- 
dem Protokoll beizufügen, um die Sitzungszeit zu verkürzen. Nachfragen können 
schriftlich über das Büro der Stadtverordnetenversammlung an den Magistrat 
gestellt werden. Oberbürgermeister Geselle stimmt dem zu. 
 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei: 
Zustimmung:  SPD, CDU, B90/Grüne, WfK 
Ablehnung:  AfD 
Enthaltung:  Kasseler Linke, FDP + Freie Wähler + Piraten 
den 
 
Beschluss 
 
Dem Geschäftsordnungsantrag der CDU-Fraktion, die Anfragen unter TOP 15, 
17,18, 20, 21, 22, 26, 27 und 28 schriftlich zur Niederschrift zu beantworten, wird 
zugestimmt. 
 
Vorsitzender Zeidler stellt die so geänderte Tagesordnung fest. 
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6 von 31 1. Zweckgebundene Mehrerträge und entsprechende Mehraufwendungen 
bzw. Mehreinzahlungen und entsprechende Mehrauszahlungen gemäß  
§ 19 GemHVO für das Jahr 2020; - Kenntnisnahme Liste Z2 / 2020 - 
Vorlage des Magistrats 
- 101.18.1968 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 
„Die Stadtverordnetenversammlung nimmt von den in der rückseitigen Liste  
Z2/2020 enthaltenen zweckgebundenen Mehrerträgen/-einzahlungen und 
Mehraufwendungen/-auszahlungen gemäß § 19 GemHVO  
 

 im Ergebnishaushalt in Höhe von  110.910,00 € 
 

 im Finanzhaushalt in Höhe von  839.907,00 € 
 

Kenntnis.“ 
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
2. Unterstützung Mehrgenerationenhaus Heilhaus 

Vorlage des Magistrats 
- 101.18.1971 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

1. „Die Stadt Kassel bekennt sich zum Mehrgenerationenhaus Heilhaus. Das 
Mehrgenerationenhaus Heilhaus ist Bestandteil der kommunalen 
Aktivitäten zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse, 
insbesondere zur Schaffung guter Entwicklungschancen und fairer 
Teilhabemöglichkeiten für alle Bürgerinnen und Bürger, sowie der 
kommunalen Planungen beziehungsweise Aktivitäten zur Gestaltung des 
demografischen Wandels. Sie stellt die für eine Förderung durch das 
„Bundesprogramm Mehrgenerationenhaus. Miteinander - Füreinander“ 
erforderliche Kofinanzierung für die Programmlaufzeit bereit. 
 

2. Die erforderlichen Kofinanzierungsmittel in Höhe von jährlich 10.000 € 
werden bei dem Produkt 311 07 (Förderung sozialer Einrichtungen und 
Dienste) / Sachkonto 7288000 (Sonstige soziale Erstattungen an übrige 
Bereiche) zur Verfügung gestellt und entsprechend im Haushaltsplan  
2021 ff. veranschlagt.“ 
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Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Unterstützung Mehrgenerationenhaus Heilhaus, 
101.18.1971, wird zugestimmt. 
 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Hartig 
 
 
3. Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen der Gemeinde Fuldatal und 

der Stadt Kassel 
Vorlage des Magistrats 
- 101.18.1985 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen der Gemeinde Fuldatal und 
der Stadt Kassel hinsichtlich der Planung und Durchführung von 
Kanalreinigungs- und Kanalunterhaltungsmaßnahmen an den öffentlichen 
Abwasserkanälen und den zugehörigen Sonderbauwerken der Gemeinde 
Fuldatal wird zugestimmt.“ 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
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Gemeinde Fuldatal und der Stadt Kassel, 101.18.1985, wird zugestimmt. 
 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. von Rüden 
 
 
4. Wirtschaftsplan für das Jahr 2021 für den Eigenbetrieb „KASSELWASSER“ 

sowie Investitionsprogramm und Finanzplan für die Jahre 2020 bis 2024 
Vorlage des Magistrats 
- 101.18.1986 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt: 
 
a) den beigefügten Wirtschaftsplan 2021 und das Investitionsprogramm für die 
     Jahre 2020 bis 2024 des Eigenbetriebs „KASSSELWASSER“ und 
 
b) nimmt den Finanzplan für die Jahre 2020 bis 2024 zur Kenntnis. 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke 
Ablehnung: FDP + Freie Wähler + Piraten, WfK 
Enthaltung: AfD 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Wirtschaftsplan für das Jahr 2021 für den 
Eigenbetrieb „KASSELWASSER“ sowie Investitionsprogramm und Finanzplan für 
die Jahre 2020 bis 2024, 101.18.1986, wird zugestimmt. 
 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Beig 
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organisatorischer Veränderungen; - Kenntnisnahme Liste U2 / 2020 - 
Vorlage des Magistrats 
- 101.18.1988 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung nimmt von der in der rückseitigen Liste 
U2/2020 enthaltenen Umsetzung von Haushaltsansätzen  
 

im Ergebnishaushalt in Höhe von  593.500,00 € 
im Finanzhaushalt in Höhe von  1.500.000,00 € 
 

Kenntnis.“ 
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
6. Landesprogramm Freiwilliges Soziales Schuljahr in Hessen 

Vorlage des Magistrats 
- 101.18.1989 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 
1. Die Stadt Kassel beteiligt sich ab April 2021 bis März 2024 am 

Landesprogramm ‚Freiwilliges Soziales Schuljahr in Hessen (FSSJ-H)‘. 
 

2. Vorbehaltlich einer Projektförderung durch das Land wird der Magistrat 
ermächtigt eine Kooperations- sowie Zuwendungsvereinbarung mit dem 
Freiwilligenzentrum Region Kassel, in Trägerschaft des Vereins Freiwillig-
in-Kassel e.V. für die operative Umsetzung zu schließen. 
 

3. Die erforderlichen Haushaltsmittel sind in den Haushaltsplanungen der 
Jahre 2021 bis 2024 im Produkt 311 07 „Förderung sozialer Einrichtungen 
und Dienste“ zu veranschlagen.“ 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  
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Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Landesprogramm Freiwilliges Soziales Schuljahr 
in Hessen, 101.18.1989, wird zugestimmt. 
 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Getzschmann 
 
 
7. Müllheizkraftwerk Kassel GmbH (MHKW) 

Beteiligung an der Gewerbeabfallsortierung GmbH 
Vorlage des Magistrats 
- 101.18.1990 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 
1. Der Beteiligung der MHKW GmbH mit 50,1 % an der zu gründenden 

Gewerbeabfallsortierung GmbH (Arbeitstitel GAS GmbH) mit einem 
voraussichtlichen Stammkapital von bis zu 100 T€ wird zugestimmt. 
 

2. Der Magistrat wird ermächtigt, sämtliche zur Umsetzung des Beschlusses 
erforderlichen Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form 
abzugeben. Die Ermächtigung umfasst auch die Vornahme etwaiger 
redaktioneller Ergänzungen, Änderungen oder Streichungen. 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke, FDP + Freie Wähler + Piraten 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Müllheizkraftwerk Kassel GmbH (MHKW) 
Beteiligung an der Gewerbeabfallsortierung GmbH, 101.18.1990, wird 
zugestimmt. 
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Den Ausschussmitgliedern liegt ein Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke 
als Tischvorlage vor, der von Stadtverordneten Düsterdieck eingebracht und 
begründet wird. 
 
 Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke 

 
Die Vorlage wird geändert in: 
 

1. Der Gegenüberstellung der Vor- und Nachteile und der Finanzen einer 
eigenen Abfallsortieranlage und der Beteiligung der MHKW GmbH mit 
50,1 % an der zu gründenden Gewerbeabfallsortierung GmbH 
(Arbeitstitel GAS GmbH) mit einem voraussichtlichen Stammkapital von 
bis zu 100 T€ wird zugestimmt. Die Ergebnisse werden in der ersten 
Sitzung des Finanzausschusses in der neuen Legislaturperiode 
vorgestellt. 

 
2. Der Magistrat wird ermächtigt, sämtliche zur Umsetzung des 

Beschlusses erforderlichen Erklärungen in der jeweils rechtlich 
gebotenen Form abzugeben. Die Ermächtigung umfasst auch die 
Vornahme etwaiger redaktioneller Ergänzungen, Änderungen oder 
Streichungen. 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: Kasseler Linke, AfD, FDP + Freie Wähler + Piraten 
Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, WfK 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Der Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke betr. Müllheizkraftwerk Kassel 
GmbH (MHKW), Beteiligung an der Gewerbeabfallsortierung GmbH, 101.18.1990, 
wird abgelehnt. 
 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Berkhout 
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12 von 31 8. Städtische Werke AG 
Veräußerung der Anteile an der Biogas Müritz Verwaltungs-und 
Beteiligungs GmbH 
Veräußerung der Anteile an der Biogas Müritz GmbH u. Co. KG 
Vorlage des Magistrats 
- 101.18.1991 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 
1. Der vollständigen Veräußerung der Geschäftsanteile der Städtische Werke 

AG (STW) an der Biogas Müritz GmbH & Co. KG und der Biogas Müritz 
Verwaltungs- und Beteiligungsgesellschaft mbH zu den in einem 
wettbewerblichen und beihilferechtskonformen Ausschrei-bungsverfahren 
zu ermittelnden Bedingungen wird zugestimmt.  
Die Zustimmung beinhaltet auch die Option einer vollständigen 
Veräußerung des Anlagevermögens („asset deal“).  
 

2. Der Magistrat wird ermächtigt, sämtliche zur Umsetzung des Beschlusses 
erforderlichen Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form 
abzugeben. Die Ermächtigung umfasst auch die Vornahme etwaiger 
redaktioneller Ergänzungen, Änderungen oder Streichungen. 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Städtische Werke AG, Veräußerung der Anteile an 
der Biogas Müritz Verwaltungs-und Beteiligungs GmbH, Veräußerung der Anteile 
an der Biogas Müritz GmbH u. Co. KG, 101.18.1991, wird zugestimmt. 
 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. Hoppe 
 
 
 
 



Niederschrift über die 53. Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen  
vom 20. Januar 2021

 

13 von 31 9. Städtische Werke AG 
Veräußerung der Anteile an der Fulda-Eder Verwaltungs-GmbH 
Veräußerung der Anteile an der Fulda-Eder Energie GmbH u. Co.KG 
Vorlage des Magistrats 
- 101.18.1992 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 
1. Der vollständigen Veräußerung der Geschäftsanteile der Städtische Werke 

AG (STW) an der Fulda-Eder Verwaltungs-GmbH (FEEV) und der Fulda-
Eder Energie GmbH & Co. KG (FEE) als Einheits-KG wird zugestimmt. 

2. Der Magistrat wird ermächtigt, sämtliche zur Umsetzung des Beschlusses 
erforderlichen Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form 
abzugeben. Die Ermächtigung umfasst auch die Vornahme etwaiger 
redaktioneller Ergänzungen, Änderungen oder Streichungen. 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Städtische Werke AG, Veräußerung der Anteile an 
der Fulda-Eder Verwaltungs-GmbH, Veräußerung der Anteile an der Fulda-Eder 
Energie GmbH u. Co.KG, 101.18.1992, wird zugestimmt. 
 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Werl 
 
 
10. Kasseler Verkehrs- und Versorgungs-GmbH 

Gründung der NewCo Inhouse Gesellschaft mbH 
Vorlage des Magistrats 
- 101.18.1993 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
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1. Der Gründung einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung als 100-

prozentige Tochtergesellschaft der Kasseler Verkehrs- und Versorgungs-
GmbH (Stammkapital 25 T€ - Arbeitstitel NewCo Inhouse GmbH) mit dem 
Ziel einer vergaberechtlichen In-House-Fähigkeit im Verhältnis zur Stadt 
Kassel wird zugestimmt. 
 
 

2. Der Magistrat wird ermächtigt, sämtliche zur Umsetzung des Beschlusses 
erforderlichen Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form 
abzugeben. Die Ermächtigung umfasst auch die Vornahme etwaiger 
redaktioneller Ergänzungen, Änderungen oder Streichungen. 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke, FDP + Freie Wähler + Piraten 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Kasseler Verkehrs- und Versorgungs-GmbH 
Gründung der NewCo Inhouse Gesellschaft mbH, 101.18.1993, wird zugestimmt. 
 
 
Den Ausschussmitgliedern liegt ein Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke 
als Tischvorlage vor. 
 
 Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke 

 
Die Vorlage wird geändert in: 
 
1. Der Gegenüberstellung der Vor- und Nachteile und der Finanzen des 

Rückkaufs von 24,9% der Städtischen Werke von der Thüga und der 
Gründung einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung als 100-prozentige 
Tochtergesellschaft der Kasseler Verkehrs-und Versorgungs-GmbH 
(Stammkapital 25 T€ -Arbeitstitel NewCo Inhouse GmbH) mit dem Ziel 
einer vergaberechtlichen In-House-Fähigkeit im Verhältnis zur Stadt 
Kassel wird zugestimmt. Die Ergebnisse werden in der ersten Sitzung des 
Finanzausschusses in der neuen Legislaturperiode vorgestellt. 
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15 von 31 2. Der Magistrat wird ermächtigt, sämtliche zur Umsetzung des Beschlusses 
erforderlichen Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form 
abzugeben. Die Ermächtigung umfasst auch die Vornahme etwaiger 
redaktioneller Ergänzungen, Änderungen oder Streichungen. 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: Kasseler Linke 
Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD, FDP + Freie Wähler + Piraten, WfK 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Der Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke betr. Kasseler Verkehrs- und 
Versorgungs-GmbH, Gründung der NewCo Inhouse Gesellschaft mbH, 
101.18.1993, wird abgelehnt. 
 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Bergmann 
 
 
11. Kasseler Verkehrs- und Versorgungs-GmbH 

Verlängerung des Konsolidierungsvertrages 
Vorlage des Magistrats 
- 101.18.1994 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 
1. Der Verlängerung des bestehenden Konsolidierungsvertrages mit der 

Kasseler Verkehrs- und Versorgungs-GmbH ( KVV )  wird nach Maßgabe 
des beigefügten Entwurfs des 5. Nachtrags zugestimmt.  
 

2. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung des Beschlusses 
erforderlichen Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form 
rechtsverbindlich abzugeben. Die Ermächtigung umfasst auch die 
Vornahme etwaiger redaktioneller Ergänzungen, Änderungen, 
Streichungen oder Klarstellungen.“ 
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16 von 31 Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Kasseler Verkehrs- und Versorgungs-GmbH 
Verlängerung des Konsolidierungsvertrages, 101.18.1994, wird zugestimmt. 
 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Kalb 
 
 
12. Geänderte Gesamtabschlussrichtlinie der Stadt Kassel 

Vorlage des Magistrats 
- 101.18.1995 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:  
 

„Der als Anlage beigefügten geänderten Gesamtabschlussrichtlinie der Stadt 
Kassel wird zugestimmt. Der Magistrat wird ermächtigt, die Gesamtabschluss-
richtlinie bei Bedarf zu aktualisieren, anzupassen oder zu ergänzen. Alle 
Änderungen werden der Stadtverordnetenversammlung zur Kenntnis 
gebracht.“ 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: FDP + Freie Wähler + Piraten 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Geänderte Gesamtabschlussrichtlinie der Stadt 
Kassel, 101.18.1995, wird zugestimmt. 
 



Niederschrift über die 53. Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen  
vom 20. Januar 2021

 

17 von 31  
Den Ausschussmitgliedern liegt ein Änderungsantrag der Fraktion FDP + Freie 
Wähler + Piraten als Tischvorlage vor, der von Stadtverordneten Berkhout 
eingebracht und begründet wird. 
 
 Änderungsantrag der Fraktion FDP + Freie Wähler + Piraten 

 
Die Vorlage zur Richtlinie zur Erstellung des Gesamtabschlusses der Stadt Kassel 
wird wie folgt ergänzt: 
 

Punkt 15. Aufstellung, Prüfung und Offenlegung des Gesamtabschlusses, 
letzter Absatz: 
 
Nach §114 Abs. 2 HGO ist der Beschluss über den Gesamtabschluss sowie die 
Entlastung öffentlich bekannt zu machen. Im Anschluss an die 
Bekanntmachung ist der Gesamtabschluss in einem maschinenlesbaren 
Datenformat online bereitzustellen und an sieben Tagen öffentlich 
auszulegen; in der Bekanntmachung ist auf die Auslegung und den 
Speicherort hinzuweisen. Der Gesamtabschluss ist mit dem Schlussbericht 
des Revisionsamtes unverzüglich der Aufsichtsbehörde vorzulegen. 

 
 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: AfD, Kasseler Linke, FDP + Freie Wähler + Piraten, WfK 
Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Der Änderungsantrag der Fraktion FDP + Freie Wähler + Piraten betr. Geänderte 
Gesamtabschlussrichtlinie der Stadt Kassel, 101.18.1995, wird abgelehnt. 
 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Müller 
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18 von 31 13. Wirtschafts- und Finanzplan für das Geschäftsjahr 2021 sowie 
Investitionsprogramm und Finanzplan für die Jahre 2020 bis 2024 der 
Stadtreiniger Kassel 
Vorlage des Magistrats 
- 101.18.2001 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 
„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt den beigefügten Beschluss  
über den Wirtschafts- und Finanzplan „Die Stadtreiniger Kassel“ für das 
Wirtschaftsjahr 2021 vom 12. November 2020. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung nimmt den Entwurf des Finanzplans für die 
Jahre 2020 - 2024 des Eigenbetriebs „Die Stadtreiniger Kassel“ zur Kenntnis.“ 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: AfD 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Wirtschafts- und Finanzplan für das 
Geschäftsjahr 2021 sowie Investitionsprogramm und Finanzplan für die Jahre 
2020 bis 2024 der Stadtreiniger Kassel, 101.18.2001, wird zugestimmt. 
 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Gerlach 
 
 
14. Rücknahme der Erhöhung der Aufwandsentschädigungen für 

Ehrenamtliche in der Kasseler Stadtpolitik 
Antrag der AfD-Fraktion 
- 101.18.1847 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
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19 von 31 Der Magistrat wird vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen Einschnitte im 
Zuge der CO-VID19-Maßnahmen beauftragt, die am 01.01.2020 vollzogenen 
Erhöhungen der Aufwandsentschädigungen für Ehrenamtliche in der Kasseler 
Stadtpolitik, entsprechend der nachfolgenden Auflistung mit Wirkung zum 
01.01.2021 anzupassen und das Stadtrechtsverfahren für diese Änderung 
einzuleiten. Im Einzelnen beschließt die Stadtverordnetenversammlung 
folgende Punkte: 
 
 Stadtverordnete erhalten künftig einen monatlichen Grundbetrag von  

350 Euro statt 475 Euro 
 Der Stadtverordnetenvorsteher erhält künftig monatlich 650 Euro statt  

875 Euro 
 Stellvertretende Stadtverordnetenvorsteher erhalten künftig 450 Euro 

monatlich statt 575 Euro 
 Vorsitzende der Ausschüsse erhalten künftig 450 Euro monatlich statt  

575 Euro 
 Fraktionsvorsitzende erhalten künftig 550 Euro monatlich statt 775 Euro 
 Ehrenamtliche Stadträte erhalten künftig 450 Euro monatlich statt  

625 Euro 
 

Die Erhöhung der Fahrkostenzuschüsse werden von monatlich 75 Euro auf  
50 Euro zurückgeführt. 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: AfD 
Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP + Freie Wähler + Piraten,  
  WfK 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Der Antrag der AfD-Fraktion betr. Rücknahme der Erhöhung der 
Aufwandsentschädigungen für Ehrenamtliche in der Kasseler Stadtpolitik, 
101.18.1847, wird abgelehnt. 
 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Düsterdieck 
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20 von 31 15. Gutachten bezüglich Verstößen in der gewerblichen Personenbeförderung 
Anfrage der AfD-Fraktion 
- 101.18.1877 - 

 
Anfrage 
 
In der lokalen Kasseler Presseberichterstattung war in den vergangenen Jahren 
immer wieder von Konflikten zwischen den konzessionierten Taxis und den 
Minicar-Betreibern zu lesen. So sollen u. a. Minicars den Taxis die Fahrgäste mit 
illegalen Mitteln abwerben. Laut einem HNA-Artikel vom 04. Februar 2020 mit 
dem Titel „Viele Verstöße bei Minicars in Kassel: Zahlreiche Anzeigen nach 
Polizeikontrolle“ wurden nach Kontrollen der Polizei und des Ordnungsamts drei 
Strafanzeigen wegen des Verdachts auf Schwarzarbeit und 32 Anzeigen wegen 
Ordnungswidrigkeiten erstattet. Neben Verstößen gegen das hessische Eichgesetz, 
das Mindestlohngesetz und die Abgabenordnung sollen Minicars auch gegen die 
Rückkehrpflicht verstoßen haben. 
 
Laut Hinweisen von Kasseler Bürgern an die AfD-Fraktion soll es seitens des 
Magistrats ein Gutachten geben, welches unter anderem über die zuvor 
geschilderte Thematik Aufschluss geben könnte. 
 
Vor diesem Hintergrund fragen wir den Magistrat: 
 

1. Hat der Magistrat ein Gutachten in Auftrag gegeben, welches über die in 
der Einleitung genannte Thematik Aufschluss geben sollte? 

2. Vor welcher konkreten Fragestellung hat der Magistrat dieses Gutachten in 
Auftrag gegeben? 

3. Zu welchem konkreten Ergebnis kam dieses Gutachten? 
4. Welche Gesamtkosten sind der Stadt Kassel aufgrund dieses Gutachtens 

entstanden? 
5. Wie bewertet der Magistrat die derzeitige Situation zwischen den 

konzessionierten Taxis und den Minicar-Betreibern? 
6. Wie viele und welche Verstöße seitens der Minicar-Betreiber sind dem 

Magistrat für das Jahr 2020 bekannt? 
7. Wie viele und welche Verstöße seitens der Minicar-Betreiber sind dem 

Magistrat für die letzten fünf Jahre bekannt? 
8. Wie viele und welche Verstöße seitens der konzessionierten Taxis sind dem 

Magistrat für das Jahr 2020 bekannt? 
9. Wie viele und welche Verstöße seitens der konzessionierten Taxis sind dem 

Magistrat für die letzten fünf Jahre bekannt? 
 
Die schriftliche Beantwortung wird der Niederschrift als Anlage beigefügt. 
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21 von 31 In Abstimmung mit Oberbürgermeister Geselle erklärt Vorsitzender Zeidler, dass 
Nachfragen schriftlich über das Büro der Stadtverordnetenversammlung gestellt 
werden können und die Antworten dann an die Fraktionen weitergeleitet 
werden. 
 
 
16. Städtische Fahrzeug-Neuanschaffungen nur noch als Elektrofahrzeuge 

Antrag der Fraktion B90/Grüne 
- 101.18.1966 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:   
 

Bei Neuanschaffungen durch städtische Einrichtungen und Unternehmen in 
städtischer Hand ist grundsätzlich ein Elektrofahrzeug anzuschaffen. 
Abweichungen davon sind zu begründen. Als Begründung gilt nur der Umstand, 
dass für den Zweck auf dem Markt keine Lösung vorhanden ist oder die 
Lebenszykluskosten dafür unverhältnismäßig teurer sind. Bei den 
Lebenszykluskosten für Verbrenner ist zu berücksichtigen, dass diese 
spätestens ab 2030 mit klimaneutralen Treibstoffen betrieben werden müssen. 

 
Stadtverordnete Koch, Fraktion-B90/Grüne, begründet den Antrag ihrer Fraktion. 
Stadtverordneter Gröling, SPD-Fraktion, bringt folgenden Änderungsantrag ein: 
 
 Änderungsantrag der SPD-Fraktion 

 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:   
 

Bei Neuanschaffungen durch städtische Einrichtungen und Unternehmen in 
städtischer Hand ist grundsätzlich ein Elektrofahrzeug anzuschaffen. Dabei 
können, wenn dies dienstlich möglich ist, flankierend auch Pedelecs und 
Lastenfahrräder zum Einsatz kommen. Voraussetzung ist die jeweils 
erforderliche Infrastruktur am Standort. Die städtischen Unternehmen 
werden gebeten entsprechend zu verfahren. Abweichungen davon sind zu 
begründen. Als Begründung gilt nur der Umstand, dass für den Zweck auf dem 
Markt keine Lösung vorhanden ist oder die Lebenszykluskosten dafür 
unverhältnismäßig teurer sind. Bei den Lebenszykluskosten für Verbrenner ist 
zu berücksichtigen, dass diese spätestens ab 2030 mit klimaneutralen 
Treibstoffen betrieben werden müssen. 
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22 von 31 Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP + Freie Wähler + Piraten, 

WfK 
Ablehnung: AfD 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Änderungsantrag der SPD-Fraktion betr. Städtische Fahrzeug-
Neuanschaffungen nur noch als Elektrofahrzeuge, 101.18.1966, wird zugestimmt. 
 
 
 durch Änderungsantrag der SPD-Fraktion geänderter Antrag 

 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:   
 

Bei Neuanschaffungen durch städtische Einrichtungen und Unternehmen in 
städtischer Hand ist grundsätzlich ein Elektrofahrzeug anzuschaffen. Dabei 
können, wenn dies dienstlich möglich ist, flankierend auch Pedelecs und 
Lastenfahrräder zum Einsatz kommen. Voraussetzung ist die jeweils 
erforderliche Infrastruktur am Standort. Die städtischen Unternehmen 
werden gebeten entsprechend zu verfahren. Abweichungen davon sind zu 
begründen. Als Begründung gilt nur der Umstand, dass für den Zweck auf dem 
Markt keine Lösung vorhanden ist oder die Lebenszykluskosten dafür 
unverhältnismäßig teurer sind. Bei den Lebenszykluskosten für Verbrenner ist 
zu berücksichtigen, dass diese spätestens ab 2030 mit klimaneutralen 
Treibstoffen betrieben werden müssen. 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP + Freie Wähler + Piraten, 

WfK 
Ablehnung: AfD 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
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23 von 31 Dem durch Änderungsantrag der SPD-Fraktion geänderten Antrag betr. Städtische 
Fahrzeug-Neuanschaffungen nur noch als Elektrofahrzeuge, 101.18.1966, wird 
zugestimmt. 
 
 
Oberbürgermeister Geselle sagt zu dem Antrag einen jährlichen Bericht im 
Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen zu. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Berkhout 
 
 
17. Klimanotstand - Entscheidungen der kommunalen Selbstverwaltung 

Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
- 101.18.1972 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Mit welchen Instrumenten setzt der Magistrat den Beschluss „Der 
Klimakrise entschieden begegnen“ vom August 2019 um? 

2. Wie werden Entscheidungen der kommunalen Selbstverwaltung auf ihre 
Vereinbarkeit mit den Zielvereinbarungen im Beschluss hin überprüft? 

3. Wie bewertet der Magistrat den geplanten Neubau der Eistrainingsfläche 
(zweite Eisfläche) unter Berücksichtigung des Energieaufwandes und den 
Zielvereinbarungen im Beschluss? 

 
Die schriftliche Beantwortung wird der Niederschrift als Anlage beigefügt. 
 
In Abstimmung mit Oberbürgermeister Geselle erklärt Vorsitzender Zeidler, dass 
Nachfragen schriftlich über das Büro der Stadtverordnetenversammlung gestellt 
werden können und die Antworten dann an die Fraktionen weitergeleitet 
werden. 
 
 
 
18. Kulturpreis und Verein Deutsche Sprache 

Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
- 101.18.1973 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
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24 von 31 1. Welche vertraglichen Beziehungen unterhält die Stadt Kassel zum Verein 
Deutsche Sprache e.V.? 

2. Welchen Aufwand und welche Kosten entstehen der Stadt Kassel und 
seinen Gesellschaften jährlich bei der Ausrichtung der Veranstaltung 
„Kulturpreis Deutsche Sprache“? 

3. Wie bewertet der Magistrat das Auftreten des Vereins Deutsche Sprache in 
der Öffentlichkeit und insbesondere seines Vorsitzenden? 

4. Hält der Magistrat angesichts seines Ziels, eine gendergerechte Sprache 
einzuführen, die weitere Ausrichtung des Preises für vertretbar? 

 
Die schriftliche Beantwortung wird der Niederschrift als Anlage beigefügt. 
 
In Abstimmung mit Oberbürgermeister Geselle erklärt Vorsitzender Zeidler, dass 
Nachfragen schriftlich über das Büro der Stadtverordnetenversammlung gestellt 
werden können und die Antworten dann an die Fraktionen weitergeleitet 
werden. 
 
 
 
19. Raumbedarf für die Kasseler Stadtverwaltung/Technisches Rathaus 

Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
- 101.18.1974 - 

 
Gemeinsame Behandlung mit Tagesordnungspunkt 29. Siehe nicht öffentlicher 
Teil der Niederschrift. 
 
 
 
20. Aktueller Stand Schulentwicklungsplan 

Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
- 101.18.1998 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 

 
1. Wie ist der Ausbaustand bei den Betreuungsangeboten im Stadtgebiet? (Die 

Zahlen bitte nach Kindern mit Anspruch, Tagesbetreuung, U3, Kita und Hort 
aufschlüsseln.) 

2. Welche Entwicklung der Schüler*innenzahlen erwartet der Magistrat in den 
nächsten vier Jahren in den Kasseler Grundschulen? (Bitte nach Stadtteilen 
und nach aktuellen Schulbezirken aufschlüsseln.) 

3. Welche Bezirke der Grundschulen wurden angepasst? Welche Entwicklungen 
erwartet der Magistrat im kommenden Jahr? 



Niederschrift über die 53. Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen  
vom 20. Januar 2021

 

25 von 31 4. Wie viele Grundschulen wurden in den letzten 10 Jahren in den Ganztag 
überführt?  

5. Welche Grundschulen bedürfen einer Erweiterung für ein Mensaangebot? 
6. Bei welchen Grundschulen erwartet der Magistrat in den nächsten fünf 

Jahren einen Wechselwunsch in den Ganztag? 
7. Welche Entwicklungen gibt es bei den Einwahlzahlen an den städtischen 

Gymnasien in der Sekundarstufe I? (Bitte die Erstwünsche der Schüler*innen 
und ihren Wohnort nach Stadt und Kreisen differenziert angeben.) 

8. In welcher zeitlichen Reihenfolge sollen die oben angegebenen 
Entwicklungen umgesetzt werden? 

9. Wird die von der Stadtverordnetenversammlung beschlossene Erweiterung 
der Gymnasien Friedrichsgymnasium und Wilhelmsgymnasium vor oder nach 
der Realisierung dieser oben angegebenen Aufgaben (Ausbau der 
Betreuungsplätze im U3, Kita, Hort, Grundschulausbau, Erweiterung 
Mensaangebot) umgesetzt? 

 
Die schriftliche Beantwortung wird der Niederschrift als Anlage beigefügt. 
 
In Abstimmung mit Oberbürgermeister Geselle erklärt Vorsitzender Zeidler, dass 
Nachfragen schriftlich über das Büro der Stadtverordnetenversammlung gestellt 
werden können und die Antworten dann an die Fraktionen weitergeleitet 
werden. 
 
 
 
21. Umsetzungsstand von Projekten der GWGpro 

Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
- 101.18.1999 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Welche konkreten Arbeitsschritte hat die GWGpro bisher unternommen, 
um die ihr von der Stadt Kassel übertragenen Aufgaben der Sanierung bzw. 
Neubau der folgenden Einrichtungen abzuwickeln? 

a. Offene Schule Waldau 
b. Hegelsbergschule 
c. Elisabeth-Knipping-Schule 
d. Johann-Amos-Comenius-Schule 
e. Georg-August-Zinn-Schule 
f. Kita Nordshausen 

2. Welche Arbeitsstände liegen bei den oben genannten Vorhaben zurzeit vor? 
3. Wann können mit dem vorhandenen Personal und der vorhandenen 

sächlichen Ausstattung die folgenden neuen Aufträge umgesetzt werden? 
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26 von 31 a. Erweiterungsbauten am Friedrichsgymnasium und am 
Wilhelmsgymnasium 

b. Neubau einer Eissporthalle 
c. Neubau einer Feuerwache und Gebäude für den Katastrophenschutz 

4. Wie entscheidet die GWGpro, in welcher Reihenfolge die ihr übertragenen 
Projekte umgesetzt werden? 

5. In welcher der Gesellschaften (GWG Projektentwicklung GmbH, Stadt 
Kassel Immobilien GmbH & Co. KG, Stadt Kassel Immobilien Verwaltungs-
GmbH) findet das Controlling bezüglich Kostenentwicklung und Qualität 
statt? 

 
Die schriftliche Beantwortung wird der Niederschrift als Anlage beigefügt. 
 
In Abstimmung mit Oberbürgermeister Geselle erklärt Vorsitzender Zeidler, dass 
Nachfragen schriftlich über das Büro der Stadtverordnetenversammlung gestellt 
werden können und die Antworten dann an die Fraktionen weitergeleitet 
werden. 
 
 
 
22. Haushaltsklausur 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 
- 101.18.2000 - 

 
Anfrage 
 

1. Wieso wird der Beschluss zur Vorbereitung von Milieuschutzsatzungen 
(Vorlagen-Nr. 101.18.1718) nicht 2021 umgesetzt? 

2. Welche weiteren Projekte sollen geschoben werden? 
3. Welche weiteren Einsparungen wurden in der Klausur am 26.10.2020 

anvisiert? 
4. Wieso hat die Stadt Kassel keinen Antrag auf Bundesmittel des Programms 

"Partnerschaften für Demokratie" gestellt? 
 
Die schriftliche Beantwortung wird der Niederschrift als Anlage beigefügt. 
 
In Abstimmung mit Oberbürgermeister Geselle erklärt Vorsitzender Zeidler, dass 
Nachfragen schriftlich über das Büro der Stadtverordnetenversammlung gestellt 
werden können und die Antworten dann an die Fraktionen weitergeleitet 
werden. 
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27 von 31 23. Förderung der Migrant*innenselbstorganisation 
Antrag der Fraktion Kasseler Linke 
- 101.18.2012 - 

 
Der Antrag wurde von der Antrag stellenden Fraktion zurückgezogen. 
 
 
 
24. Jugendarbeit in Rothenditmold sichern 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 
- 101.18.2013 - 

 
Vorsitzender Zeidler hat die Überweisung des Antrages im Einvernehmen mit der 
Antrag stellenden Fraktion für den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen sowie für den Jugendhilfeausschuss zurückgenommen. Der 
Antrag wird stattdessen für die Behandlung in der Tagesordnung I der 
Stadtverordnetenversammlung vorgemerkt. 
 
 
 
25. Förderung der Migrantinnen- und Migrantenselbstorganisation 

Antrag des Ausländerbeirates 
- 101.18.2014 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, das Fortbestehen von ALL IN, der Servicestelle 
für Migrantinnen- und Migrantenselbsthilfeorganisationen, auf Dauer zu 
verstetigen. 

 
Herr Samuel-Ehiwario begründet den Antrag des Ausländerbeirates. 
 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: SPD, B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP + Freie Wähler + Piraten, WfK 
Ablehnung: AfD 
Enthaltung: CDU 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
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28 von 31 Dem Antrag des Ausländerbeirates betr. Förderung der Migrantinnen- und 
Migrantenselbstorganisation, 101.18.2014, wird zugestimmt. 
 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. Hoppe 
 
 
26. Offene digitale Plattform nach DIN Spec 91537 für ein Smartes Kassel 

Anfrage der Fraktion FDP+ Freie Wähler + Piraten 
- 101.18.2015 - 

 
Anfrage 
 

Wir fragen den Magistrat: 
 
1. Ist im Rahmen des smart-city-Projekts der Aufbau einer digitalen 

Plattform für den Zugang zu Daten aus den Systemen der Stadt oder 
anderer Partner geplant? 

2. Falls nein, hält die Stadt Kassel eine solche Plattform für erstrebenswert? 
3. Ist dem Magistrat das Referenzarchitekturmodell für Offene urbane 

Plattformen (DIN SPEC 91537) bekannt?  
4. Wird der Magistrat folgende Grundsätze bei der Einrichtung einer smart-

city Plattform berücksichtigen? 
a. Verwendung von Begriffen, Definitionen und Datenmodellen 

entsprechend internationaler Standards 
b. Gewährleistung der Interoperabilität von Systemen 
c. Bereitstellung von offenen Schnittstellen 
d. Verwendung sicherer offener Protokolle 
e. Bereitstellung von Daten unter eindeutigen Lizenzen und 

Nutzungsbedingungen 
5. Wie bewertet der Magistrat die Möglichkeit zur interkommunalen 

Zusammenarbeit beim Aufbau und Betrieb derartiger Plattformen (vgl. 
Abschnitt 4.2 d)? Mit welchen Kommunen ist eine Zusammenarbeit 
geplant? 

6. Wie bewertet der Magistrat den Nutzen einer offenen urbanen Plattform 
im Hinblick auf Abhängigkeiten von einzelnen Softwareunternehmen 
(Vendor-Lock-In) und die langfristigen Kosten des Betriebs einer smart-
city Plattform? 

7. Welche Erkenntnisse hat der Magistrat aus Entwicklung und Betrieb des 
Bürgersensors „Weck den Herkules in Dir!“ im Hinblick auf künftige smart 
city Projekte gewonnen? 

 
 
Die schriftliche Beantwortung wird der Niederschrift als Anlage beigefügt. 
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29 von 31 In Abstimmung mit Oberbürgermeister Geselle erklärt Vorsitzender Zeidler, dass 
Nachfragen schriftlich über das Büro der Stadtverordnetenversammlung gestellt 
werden können und die Antworten dann an die Fraktionen weitergeleitet 
werden. 
 
 
 
27. Software für die Kommunalwahlen 

Anfrage der Fraktion FDP+ Freie Wähler + Piraten 
- 101.18.2019 - 

 
Anfrage 
 

Wir fragen den Magistrat: 
 
1. Welche Software wird zur Durchführung und Auswertung der 

Kommunalwahlen 2021 eingesetzt? 
2. Ist der Quell-Code dieser Software für Wählerinnen und Wähler einsehbar? 
3. Wie und vom wem wurde diese Software geprüft? 
4. Wie werden die Ergebnisse der Auszählungen an die Software übermittelt? 
5. Welche Lizenzkosten entstehen für die Nutzung der Software? 

 
Die schriftliche Beantwortung wird der Niederschrift als Anlage beigefügt. 
 
In Abstimmung mit Oberbürgermeister Geselle erklärt Vorsitzender Zeidler, dass 
Nachfragen schriftlich über das Büro der Stadtverordnetenversammlung gestellt 
werden können und die Antworten dann an die Fraktionen weitergeleitet 
werden. 
 
 
 
28. Homeoffice-Arbeitsplätze 

Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.18.2020 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 

 
1. Wie viele Homeoffice-Arbeitsplätze (unterteilt in bereits vor der Corona-

Pandemie vorhandene und neue) gibt es bei der Stadt Kassel? 
 

2. Wie sind die Quoten betreffend Präsenz und Homeoffice? 
 

3. Gibt es ggf. Veränderungen in der Produktivität der Arbeitsergebnisse? 
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4. Gibt es Rückmeldungen und wenn ja, welche, seitens der von den 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, Führungskräften sowie der 
Personalvertretung gemachten Erfahrungen Homeoffice? 
 

5. Wie hat sich in diesem Zusammenhang der Krankenstand entwickelt? 
 

6. Wie ist der aktuelle Stand eines Konzeptes zur digitalen Gremienarbeit? 
 
Die schriftliche Beantwortung wird der Niederschrift als Anlage beigefügt. 
 
In Abstimmung mit Oberbürgermeister Geselle erklärt Vorsitzender Zeidler, dass 
Nachfragen schriftlich über das Büro der Stadtverordnetenversammlung gestellt 
werden können und die Antworten dann an die Fraktionen weitergeleitet 
werden. 
 
 
Die Tagesordnungspunkte 19 und 29 werden wegen Sachzusammenhangs 
gemeinsam zur Beratung aufgerufen. 
 
Der Magistrat beantragt die Tagesordnungspunkte 19 und 29 betr. Technisches 
Rathaus in nicht öffentlicher Sitzung zu behandeln. Eine Begründung des 
Ausschlusses der Öffentlichkeit wird nicht gewünscht. 
 
Abstimmung Tagesordnungspunkt 19: 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei: 
Zustimmung:  SPD, CDU, AfD 
Ablehnung:  B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP + Freie Wähler + Piraten, WfK 
Enthaltung:  -- 
den 
 
Beschluss 
 
Dem Geschäftsordnungsantrag des Magistrats, den Tagesordnungspunkt 19 betr. 
Raumbedarf für die Kasseler Stadtverwaltung/Technisches Rathaus, in nicht 
öffentlicher Sitzung zu behandeln, wird zugestimmt. 
 
 
Abstimmung Tagesordnungspunkt 29: 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei: 
Zustimmung:  SPD, CDU, B90/Grüne 
Ablehnung:  Kasseler Linke, FDP + Freie Wähler + Piraten, WfK 
Enthaltung:  AfD 
den 
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Dem Geschäftsordnungsantrag des Magistrats, den Tagesordnungspunkt 29 betr. 
Technisches Rathaus am Standort Wolfsschlucht/Ständeplatz, in nicht öffentlicher 
Sitzung zu behandeln, wird zugestimmt 
 
 
Somit werden die Tagesordnungspunkte  
19.  Raumbedarf für die Kasseler Stadtverwaltung/Technisches Rathaus 
 Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
 -101.18.1974- 
 
und  
 
29.  Technisches Rathaus am Standort Wolfsschlucht/Ständeplatz 
 Vorlage des Magistrats  
 -101.18.2021- 
 
in nicht öffentlicher Sitzung behandelt. Siehe Niederschrift über den nicht 
öffentlichen Teil der Sitzung. 
 
 
 
Ende des öffentlichen Teils der Sitzung: 18:32Uhr 
 
 
 
 
 
Volker Zeidler Annika Kuhlmann 
Vorsitzender Schriftführerin
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